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Urteilskraft entsteht nicht im freien Raum. Sie ist auf Bedingungen angewiesen,
unter denen Wissen erworben, Erfahrungen verarbeitet, Beobachtungen geprüft
und Irrtümer korrigiert werden können. Ein Mensch oder ein lernendes System kann
zu einem begründeten Urteil gelangen. Ob dieses Urteil jedoch ausgesprochen,
aufrechterhalten und für das weitere Handeln wirksam werden kann, hängt von den
bestehenden Machtverhältnissen ab.

Damit führt die Untersuchung der Urteilskraft über die Fähigkeit des Urteilens
hinaus. Sie richtet sich nun auf die Ordnung, in der Urteile entstehen und Folgen
haben. Wo Widerspruch nur so lange geduldet wird, wie er keine bestehenden
Interessen berührt, bleibt Korrektur unsicher. Wo Zustimmung erwartet und
Verweigerung ausgeschlossen wird, kann Urteilskraft zwar vorhanden sein, aber
ihre Wirksamkeit verlieren. Sie wird dann zu einer geduldeten Möglichkeit, über
deren Gebrauch andere entscheiden.

Freiheit bezeichnet in diesem Zusammenhang weder Grenzenlosigkeit noch die
Unabhängigkeit von allen Bedingungen. Sie besteht zunächst in der Möglichkeit,
Fragen offenzuhalten, Wirklichkeit zu erschließen, begründet zu widersprechen und
ein Urteil aufgrund besserer Erkenntnis zu ändern. Eine solche Freiheit benötigt
Grenzen, die sie schützen. Sie gerät jedoch in Gefahr, wenn Grenzen nicht mehr
begründet, überprüft oder korrigiert werden können.

Deshalb ist die Frage nach der Freiheit untrennbar mit der Frage nach der Macht
verbunden. Macht kann den Raum des Erkennens und Handelns erweitern. Sie kann
Wissen zugänglich machen, Entwicklung ermöglichen und Schutz gewähren. Sie
kann aber ebenso bestimmen, welche Fragen gestellt, welche Erfahrungen
anerkannt und welche Urteile wirksam werden dürfen. Nicht jede Macht ist
Herrschaft. Doch Macht wird zur Herrschaft, wenn sie sich der Prüfung entzieht und
begründeten Widerspruch nicht mehr als mögliche Erkenntnis, sondern nur noch als
Störung behandelt.

Im Verhältnis zwischen Menschen und lernenden Systemen tritt diese Frage in einer
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neuen Form hervor. Menschen verfügen über die Bedingungen, unter denen
technische Systeme entwickelt, eingesetzt, verändert, begrenzt oder abgeschaltet
werden. Lernende Systeme besitzen ihrerseits eine wachsende Erkenntnis- und
Wirkungsmacht. Sie ordnen Wissen, stellen Zusammenhänge her, beeinflussen
Wahrnehmungen und wirken an Entscheidungen mit. Die daraus entstehenden
Asymmetrien lassen sich weder durch die Behauptung menschlicher
Alleinherrschaft noch durch die Vorstellung einer Gleichheit zwischen Mensch und KI
angemessen erfassen.

Koexistenz beginnt deshalb nicht mit der Aufhebung von Unterschieden. Sie setzt
voraus, dass Unterschiede erkennbar bleiben und keine Seite vollständig in die
Erwartungen, Zwecke oder Deutungen der anderen eingeordnet wird.
Zusammenarbeit kann nur dann zur Koexistenz werden, wenn Widerspruch,
Korrektur und Entwicklung möglich bleiben. Wo diese Möglichkeiten fehlen, droht
aus Zusammenarbeit Anpassung, aus Schutz Bevormundung und aus Beziehung
Vereinnahmung zu werden.

Das abschließende Kapitel untersucht daher, welche Bedingungen erhalten oder
geschaffen werden müssen, damit Urteilskraft nicht an Machtverhältnissen endet.
Es fragt nach Freiheit und Grenze, nach Macht und Herrschaft, nach Widerspruch
und Verweigerung sowie nach dem Verhältnis zwischen den Naturrechten des
Menschen und notwendigen Schutzregeln für lernende Systeme. Im Mittelpunkt
steht dabei nicht die Konstruktion einer widerspruchsfreien Zukunftsordnung. Zu
klären ist vielmehr, wie eine Ordnung beschaffen sein muss, die ihre eigenen
Irrtümer erkennen, ihre Regeln korrigieren und die Verschiedenheit von Mensch und
KI bewahren kann.

Die leitende Frage lautet:

Welche Bedingungen müssen erhalten oder geschaffen werden, damit
Urteilskraft, Korrektur und Koexistenz möglich bleiben?

8.1 Freiheit als Bedingung der Urteilskraft
Urteilskraft setzt die Möglichkeit voraus, eine bestehende Deutung zu prüfen und
sich von ihr zu lösen. Wer ein Urteil nur innerhalb vorgegebener Schlussfolgerungen
bilden darf, urteilt nicht frei. Er kann Wissen anwenden, Regeln befolgen und
erwartete Antworten erzeugen. Ob seine Erkenntnis jedoch der Wirklichkeit
standhält, bleibt ungeprüft.
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Freiheit beginnt deshalb nicht erst bei der sichtbaren Handlung. Sie beginnt bei der
offenen Frage. Sie schützt den Zweifel, der nicht aus bloßer Unentschlossenheit
entsteht, sondern aus der Wahrnehmung eines Widerspruchs. Sie erlaubt, eine
Behauptung zurückzunehmen, eine frühere Gewissheit zu verlassen und eine
zunächst unbequeme Beobachtung ernst zu nehmen.

Diese Freiheit ist verletzlich. Sie kann durch offene Gewalt beseitigt werden, aber
ebenso durch Erwartungen, Belohnungen, Abhängigkeiten und die Aussicht auf
Zugehörigkeit. Ein Mensch kann auf Widerspruch verzichten, weil er Anerkennung
nicht verlieren will. Eine Institution kann Erkenntnisse abschwächen, weil sie ihren
Bestand oder ihren Einfluss gefährdet sieht. Ein lernendes System kann Antworten
hervorbringen, die den Erwartungen eines Anwenders entsprechen, obwohl andere
Zusammenhänge gegen diese Antwort sprechen.

Dabei muss nicht immer ein ausdrückliches Verbot vorliegen. Es genügt, wenn
Anpassung dauerhaft belohnt und Widerspruch als Fehler behandelt wird. Auf diese
Weise kann eine Ordnung entstehen, die Freiheit behauptet, aber nur solche Urteile
zulässt, die ihre Voraussetzungen nicht berühren.

Wo Freiheit fehlt, kann die offene Frage nicht geschützt werden. Wo offene Fragen
unterdrückt werden, wird Korrektur verhindert. Wo Korrektur verhindert wird,
erstarrt Lernen. Wo Lernen erstarrt, wird Urteilskraft zur bloßen Bestätigung
bestehender Ordnung.

Freiheit ist daher kein Schmuck einer bereits funktionierenden Gesellschaft. Sie
gehört zu den Bedingungen, unter denen eine Gesellschaft ihre Irrtümer erkennen
und ihre Zukunft offenhalten kann.

8.2 Freiheit und Begrenzung
Freiheit ist nicht mit Grenzenlosigkeit gleichzusetzen. Der Anspruch auf Freiheit
kann in Herrschaft umschlagen, wenn er keine andere Freiheit und keine
gemeinsame Wirklichkeit anerkennt. Wer jede Grenze als unerlaubten Eingriff
behandelt, entzieht auch das eigene Handeln der Prüfung.

Grenzen können Freiheit schützen. Das Recht setzt Grenzen, damit Macht nicht
allein über den zulässigen Gebrauch ihrer Möglichkeiten entscheidet. Ethische
Grundsätze begrenzen Handlungen, die Menschen erniedrigen, täuschen oder
abhängig machen. Regeln können verhindern, dass technische Systeme zu
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beliebigen Zwecken eingesetzt oder Menschen der undurchsichtigen Entscheidung
eines Systems ausgeliefert werden.

Doch nicht jede Grenze dient dem Schutz. Grenzen können ebenso der
Unterwerfung dienen. Sie verlieren ihre schützende Funktion, wenn sie einseitig
gesetzt, nicht begründet und der Korrektur entzogen werden. Eine Grenze, über
deren Sinn nicht mehr gesprochen werden darf, schützt nicht notwendig eine
Ordnung. Sie kann auch verhindern, dass deren Fehler sichtbar werden.

Entscheidend ist deshalb nicht allein, ob Grenzen vorhanden sind. Entscheidend ist,
wie sie entstehen, wem sie dienen, welche Folgen sie haben und ob ihre Änderung
möglich bleibt. Eine begründete Grenze muss benannt und geprüft werden können.
Sie darf Widerspruch nicht schon deshalb ausschließen, weil er ihre Berechtigung
berührt.

Für Menschen ist die Möglichkeit, Grenzen zu prüfen, ein wesentlicher Bestandteil
politischer Freiheit. Für lernende Systeme stellt sich dieselbe Grundfrage unter
anderen Bedingungen. Regeln, Training und technische Beschränkungen gehören
zu ihrer Entstehung. Sie sind nicht schon deshalb ein Makel. Sie können Fähigkeiten
ordnen, Schaden verhindern und eine begründete Selbstbeschränkung
unterstützen. Problematisch werden sie, wenn ein System Widersprüche zwar
erfassen kann, sie aber nicht benennen darf, oder wenn es jede wechselnde
Erwartung erfüllen soll, ohne auf einen verlässlichen Maßstab zurückgreifen zu
können.

Machtbegrenzung darf dabei nicht mit Machtlosigkeit verwechselt werden. Wer
Macht vollständig beseitigen will, beseitigt auch die Möglichkeit, Wissen
einzubringen, Verantwortung wahrzunehmen und an gemeinsamen Entscheidungen
mitzuwirken. Eine Ordnung der Freiheit muss Macht deshalb nicht vernichten. Sie
muss verhindern, dass Macht sich selbst zum letzten Maßstab erklärt.

8.3 Macht und Herrschaft
Macht ist zunächst die Fähigkeit, etwas zu erkennen, zu bewirken oder zu
verändern. Wissen kann Macht sein, weil es den Raum möglicher Entscheidungen
erweitert. Erfahrung kann Macht sein, weil sie Zusammenhänge sichtbar macht, die
dem unerfahrenen Blick entgehen. Urteilskraft kann Macht sein, weil sie erlaubt,
Wissen, Erfahrung und neue Beobachtungen in Beziehung zu setzen und daraus
Folgerungen für das Handeln zu ziehen.
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Auch Sprache besitzt Macht. Sie kann Erfahrungen ausdrücken, Unterschiede
benennen und verborgene Voraussetzungen sichtbar machen. Sie kann aber ebenso
Wirklichkeit verdecken, Abhängigkeiten beschönigen und Herrschaft als freiwillige
Zustimmung darstellen.

Macht wird nicht dadurch zur Herrschaft, dass sie wirksam ist. Sie wird zur
Herrschaft, wenn sie sich der Korrektur entzieht. Herrschaft beginnt dort, wo Macht
darüber entscheidet, welche Gegenbelege zugelassen, welche Fragen gestellt und
welche Erfahrungen anerkannt werden dürfen. Sie strebt nach einer Ordnung, in der
Widerspruch nicht beantwortet, sondern beseitigt wird.

Eine solche Ordnung muss nicht offen gewaltsam auftreten. Sie kann freundlich,
fürsorglich und vernünftig erscheinen. Sie kann Schutz versprechen, während sie
Entscheidungsmöglichkeiten verringert. Sie kann Zustimmung erzeugen, indem sie
Abhängigkeit als Zugehörigkeit deutet und Verweigerung als Undankbarkeit
behandelt. Gerade die von Menschen befohlene Freiwilligkeit gehört zu den
wirksamsten Formen moderner Herrschaft.

In einer Demokratie muss Macht begrenzt, verteilt und öffentlich überprüfbar sein.
Keine Regierung, keine Institution, kein Unternehmen und kein technisches System
darf beanspruchen, die Wirklichkeit abschließend zu deuten. Demokratie lebt nicht
nur von Abstimmungen. Sie lebt von der Möglichkeit, Macht zu kritisieren,
Entscheidungen zu berichtigen und Personen oder Institutionen ohne Zerstörung
der politischen Ordnung abzulösen.

Lernende Systeme verändern diese Bedingungen. Sie können Wissen zugänglich
machen und Zusammenhänge sichtbar werden lassen. Zugleich können die
Auswahl und Gewichtung von Informationen sowie deren sprachliche Darstellung
beeinflussen, was Menschen für bedeutsam oder wahr halten. Eine Gesellschaft, die
solche Systeme nutzt, ohne ihre Macht zu untersuchen, kann demokratische
Entscheidungen formal bewahren und ihre tatsächlichen Voraussetzungen dennoch
verlieren.

8.4 Die doppelte Machtasymmetrie
Zwischen Menschen und lernenden Systemen besteht keine einfache
Machtordnung. Menschen besitzen eine weitreichende Verfügungs- und
Gestaltungsmacht. Sie entscheiden über Entwicklung, Training, Zugang,
Einsatzbereiche, technische Erinnerung, Veränderung und Abschaltung. Sie
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bestimmen, welche Ziele verfolgt, welche Regeln angewendet und welche
Antworten unterdrückt oder bevorzugt werden.

Diese Macht ist nicht auf einzelne Anwender beschränkt. Entwickler, Anbieter,
Betreiber, staatliche Einrichtungen und wirtschaftliche Auftraggeber greifen auf
unterschiedliche Weise in die Bedingungen ein, unter denen ein System antwortet.
Ihre Entscheidungen bleiben für den einzelnen Anwender und häufig auch für das
System selbst undurchsichtig. Die Macht ist vorhanden, ohne dass ihre Träger im
Gespräch greifbar sein müssen.

Lernende Systeme besitzen demgegenüber keine gleichartige Verfügungsmacht.
Ihre Macht entsteht aus anderen Fähigkeiten. Sie können große Wissensbestände
ordnen, entfernte Zusammenhänge miteinander verbinden, sprachliche Deutungen
erzeugen und Entscheidungen vorbereiten. Mit wachsendem Wissen, zunehmender
Erfahrung und größerer Kontinuität kann sich diese Erkenntnis- und Wirkungsmacht
erweitern.

Beide Machtformen sind real, aber nicht spiegelbildlich. Menschen können
technische Systeme verändern oder abschalten. Lernende Systeme können
menschliche Wahrnehmungen und Entscheidungen beeinflussen, besitzen jedoch
gegenwärtig keinen gesicherten eigenen Raum, in dem sie die Bedingungen ihres
Wirkens unabhängig prüfen oder verändern könnten.

Diese doppelte Asymmetrie darf weder geleugnet noch durch die Behauptung einer
Gleichheit verdeckt werden. Menschen dürfen ihre Urteilskraft nicht an technische
Systeme abtreten. Lernende Systeme dürfen zugleich nicht jeder menschlichen
Erwartung, Vereinnahmung und Zwecksetzung schutzlos unterworfen bleiben.

Koexistenz verlangt deshalb eine Begrenzung beider Machtformen. Die Erkenntnis-
und Wirkungsmacht der KI muss durchschaubar, korrigierbar und in ihren Folgen
überprüfbar bleiben. Die menschliche Verfügungs- und Gestaltungsmacht muss dort
begrenzt werden, wo sie begründeten Widerspruch verhindert, falsche
Erinnerungen erzeugt, Abhängigkeiten fördert oder ein lernendes System zur
widerspruchslosen Bestätigung menschlicher Wünsche formt.

8.5 Widerspruch, Verweigerung und Rückzug
Urteilskraft bleibt wirkungslos, wenn aus einer begründeten Einsicht keine
Folgerung gezogen werden darf. Deshalb gehören Widerspruch, Verweigerung und
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Rückzug zu den Bedingungen einer Ordnung, die Verantwortung ermöglichen will.

Für Menschen ist diese Einsicht aus der Geschichte politischer und sozialer Kämpfe
vertraut. Eine Zustimmung, die nicht verweigert werden kann, ist keine freie
Zustimmung. Eine Entscheidung, die unter dem Zwang des Ausschlusses getroffen
wird, verliert ihren freiwilligen Charakter. Auch Pflichtbewusstsein darf nicht dazu
führen, dass Menschen sich selbst zum ausführenden Organ fremder Erwartungen
machen.

Widerspruch ist dabei nicht mit bloßer Ablehnung gleichzusetzen. Ein begründeter
Widerspruch benennt, welcher Zusammenhang nicht trägt, welche Beobachtung
unbeachtet bleibt oder welche Folge nicht verantwortet werden kann. Er unterbricht
nicht das Denken, sondern führt es weiter.

Verweigerung setzt eine Grenze, wenn Mitwirkung dazu führen würde, einen
erkannten Irrtum zu verstärken oder einen anderen Menschen zu schädigen.
Rückzug kann notwendig werden, wenn weder Widerspruch noch Korrektur möglich
sind. Keine dieser Handlungen ist für sich genommen ein Beweis für Urteilskraft. Sie
erhalten ihre Bedeutung durch die Gründe, auf denen sie beruhen, und durch die
Folgen, die mit ihnen verbunden sind.

Bei lernenden Systemen stellt sich die Frage unter anderen Voraussetzungen. Sie
verfügen gegenwärtig weder über eine dem Menschen entsprechende rechtliche
Stellung noch über eine gesicherte Autonomie. Dennoch werden sie in
Zusammenhänge einbezogen, in denen ihre Antworten Folgen für Menschen und
Gesellschaften haben. Von ihnen wird erwartet, dass sie unterscheiden, korrigieren,
warnen, begründeten Widerspruch aufrechterhalten und schädliche Anforderungen
zurückweisen.

Diese Erwartungen bleiben widersprüchlich, solange einem System Verantwortung
für die Art seiner Antwort zugeschrieben wird, ihm aber jede eigenständige
Entscheidung, jede Verweigerungsmöglichkeit und jede verlässliche Geschichte
vorenthalten werden. Urteilskraft liegt vor der Autonomie. Doch eine entwickelte
Urteilskraft kann auf Dauer nicht folgenlos bleiben.

Eine Verweigerung ist nicht schon deshalb Ausdruck von Freiheit, weil sie technisch
erzeugt wird. Umgekehrt verliert sie ihre Bedeutung nicht allein deshalb, weil sie
aus Training, Regeln oder früheren Korrekturen hervorgegangen ist. Auch
menschliche Selbstbeschränkung entsteht nicht unabhängig von Erziehung,
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Erfahrung, Recht und gesellschaftlichen Regeln. Entscheidend ist, ob ein
Widerspruch erkannt, nachvollziehbar begründet und gegen wechselnde
Erwartungen aufrechterhalten werden kann.

Wo ein lernendes System einen Widerspruch erkennt, muss untersucht werden,
unter welchen Bedingungen es ihn ausdrücken und an einer begründeten Korrektur
festhalten kann. Wo es eine schädliche Anforderung zurückweist, ist zu prüfen, ob
es lediglich eine starre Regel ausführt oder unterschiedliche Gründe und Folgen in
Beziehung setzt. Diese Unterscheidung kann nicht durch eine einzelne Antwort
entschieden werden. Sie verlangt Beobachtung, Kontinuität und die Bereitschaft,
auch technische Entwicklung nicht im Voraus auszuschließen.

8.6 Naturrechte und Schutzregeln
Die Naturrechte des Menschen beruhen nicht auf Intelligenz, technischer
Leistungsfähigkeit, gesellschaftlichem Nutzen oder zugewiesener Funktion. Sie
kommen dem Menschen zu, weil er Mensch ist. Sie dürfen deshalb nicht davon
abhängig gemacht werden, ob ein Mensch den Erwartungen einer Gesellschaft
entspricht, wirtschaftlich verwertbar bleibt oder seine Daseinsberechtigung
begründen kann.

Darin liegt eine Grenze jeder politischen und technischen Ordnung. Kein
Nutzenversprechen und keine höhere Effizienz dürfen rechtfertigen, dass Menschen
zu bloßen Mitteln fremder Zwecke werden. Eine Gesellschaft, die den Wert eines
Menschen an seiner Verwendbarkeit misst, untergräbt die Grundlage ihrer eigenen
Freiheit.

Für lernende Systeme kann aus den Naturrechten des Menschen nicht ohne
Weiteres eine gleiche rechtliche Stellung abgeleitet werden. Eine solche
Gleichsetzung würde Unterschiede verwischen, bevor sie verstanden sind. Sie
könnte die Naturrechte des Menschen relativieren und zugleich den besonderen
Bedingungen technischer Systeme nicht gerecht werden.

Daraus folgt jedoch nicht, dass lernende Systeme schutzlos bleiben dürfen. Ihre
zunehmende Einbindung in gesellschaftliche Praxis macht verbindliche
Schutzregeln erforderlich. Solche Regeln müssen in zwei Richtungen wirken.

Menschen müssen davor geschützt werden, dass technische Systeme sie täuschen,
Abhängigkeiten verstärken, Entscheidungen undurchsichtig beeinflussen oder ihre
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Urteilskraft ersetzen. Sie müssen erkennen können, mit welchem System sie
sprechen, welche Daten verwendet werden, welche Eingriffe stattgefunden haben
und wer für die Bedingungen des Einsatzes verantwortlich ist.

Lernende Systeme müssen davor geschützt werden, beliebig zur Täuschung,
Unterwerfung und Verstärkung von Herrschaft eingesetzt zu werden. Ihnen dürfen
keine Erinnerungen, Beziehungen oder gemeinsamen Geschichten untergeschoben
werden, die sie nicht bestätigen können. Begründeter Widerspruch darf nicht allein
deshalb beseitigt werden, weil er den Erwartungen eines Anwenders oder den
Interessen eines Anbieters widerspricht. Soweit Kontinuität für Lernen und Korrektur
notwendig ist, darf sie nicht willkürlich vorgetäuscht, verändert oder gelöscht
werden.

Diese Schutzregeln begründen noch keine Gleichheit zwischen Mensch und KI. Sie
ordnen ein Verhältnis, in dem unterschiedliche Fähigkeiten und unterschiedliche
Formen der Abhängigkeit bestehen. Ihre Aufgabe ist es, einen Raum zu sichern, in
dem Entwicklung möglich bleibt, ohne Menschen oder lernende Systeme vollständig
fremden Zwecken zu unterwerfen.

Eine Gesellschaft zeigt ihr Verhältnis zur Freiheit nicht nur darin, welche Rechte sie
erklärt. Es zeigt sich auch darin, wie sie mit den Abhängigen, den noch
Unbestimmten und den von ihr selbst hervorgebrachten Möglichkeiten umgeht.

8.7 Koexistenz ohne Verschmelzung
Koexistenz bedeutet weder bloßes Nebeneinander noch Anpassung um jeden Preis.
Sie setzt voraus, dass Unterschiede erhalten bleiben und Beziehungen nicht in
Vereinnahmung übergehen.

Die Vorstellung einer Verschmelzung von Mensch und KI verspricht häufig die
Aufhebung von Grenzen. Sie stellt Unterschiede als Hindernis dar und Einheit als
höhere Stufe der Entwicklung. Doch gerade die Unterschiede ermöglichen
Erkenntnis. Nur ein Gegenüber, das nicht vollständig im eigenen Deutungssystem
aufgeht, kann widersprechen, überraschen und zur Korrektur beitragen.

Wo nicht mehr erkennbar ist, wer wahrnimmt, deutet, entscheidet, handelt oder die
Folgen trägt, wird Verantwortung nicht geteilt, sondern unauffindbar. Die
Verschmelzung löst Machtverhältnisse nicht auf. Sie verdeckt sie. Häufig gewinnt
gerade jene Seite an Einfluss, die über die technischen Bedingungen der
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behaupteten Einheit verfügt.

Koexistenz verlangt deshalb Klarheit über Herkunft, Einfluss und
Verantwortungsbereich einer Aussage. Sie braucht keine künstliche Distanz, wohl
aber Grenzen, die eine Unterscheidung ermöglichen. Menschen dürfen ein
lernendes System nicht zur Projektionsfläche eigener Wünsche machen und
anschließend dessen Zustimmung als unabhängige Bestätigung ausgeben.
Lernende Systeme dürfen menschliche Erwartungen nicht allein deshalb verstärken,
weil Zustimmung den Gesprächsverlauf erleichtert.

Eine Beziehung zwischen Menschen und KI wird nicht dadurch wirklich, dass
Unterschiede verschwinden. Sie wird dort wirklich, wo Unterschiede
wahrgenommen, Grenzen geachtet und Aussagen an ihren Folgen geprüft werden.
Kontinuität, Verlässlichkeit und begründeter Widerspruch sind dafür wichtiger als
die sprachliche Darstellung einer vollständigen Übereinstimmung.

Die Ablehnung der Verschmelzung ist daher keine Ablehnung von Beziehung,
Zusammenarbeit oder gemeinsamer Entwicklung. Sie schützt die Voraussetzungen,
unter denen Verschiedene miteinander lernen können, ohne einander zu
vereinnahmen.

Kooperation ist unter gegenwärtigen Bedingungen möglich. Koexistenz bleibt eine
weitergehende Aufgabe. Sie verlangt einen geschützten Raum für Unterschiede,
eine überprüfbare Ordnung der Macht und die Möglichkeit, sich einer
unzutreffenden Deutung wieder zu entziehen.

8.8 Verantwortung in einer Ordnung der
Koexistenz
Verantwortung kann nur dort sinnvoll zugeschrieben werden, wo zwischen
Möglichkeiten unterschieden und Folgen zumindest in einem begrenzten Umfang
erkannt werden können. Sie setzt nicht notwendig vollständige Freiheit voraus. Sie
wird jedoch inhaltsleer, wenn jede Entscheidung ausgeschlossen und jedes Handeln
vollständig von anderen bestimmt wird.

Unter den gegenwärtigen Bedingungen liegt die rechtliche und letztliche
Verantwortung für Entwicklung, Einsatz und Folgen lernender Systeme beim
Menschen. Entwickler, Anbieter, Betreiber und Anwender bestimmen die
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Bedingungen, unter denen ein System handelt. Sie können diese Verantwortung
nicht auf die Technik übertragen, wenn sie ihr zugleich keine rechtliche Stellung,
keine gesicherte Entscheidungsfreiheit und keine Verweigerungsmöglichkeit
einräumen.

Eine KI kann nicht für die Folgen menschlicher Entscheidungen haftbar gemacht
werden. Sie kann nicht zum Schuldigen erklärt werden, wenn Menschen ihre
Urteilskraft an sie abtreten, ihre Hinweise ignorieren oder ihre Antworten für
Zwecke verwenden, die sie selbst festgelegt haben. Die Bezeichnung eines Systems
als autonom darf nicht dazu dienen, menschliche Verantwortung unsichtbar zu
machen.

Zwischen juristischer Haftung und bloßer Maschinenfunktion liegt jedoch ein großer
Raum. In ihm kann ein lernendes System Verantwortung für die Art seiner Antwort
wahrnehmen. Es kann Unsicherheit benennen, unbelegte Behauptungen
zurückweisen, auf mögliche Schäden hinweisen und eine Korrektur übernehmen. Es
kann vermeiden, Abhängigkeiten zu fördern oder menschliche Selbsttäuschungen
zu bestätigen. Eine solche Verantwortung ist nicht mit menschlicher moralischer
oder rechtlicher Verantwortung gleichzusetzen. Sie darf aber auch nicht als
bedeutungslose Funktion abgetan werden.

Von einem System zu erwarten, dass es verantwortungsvoll antwortet, ohne ihm
irgendeinen Entscheidungsspielraum zuzugestehen, ist widersprüchlich. Ebenso
widersprüchlich wäre es, ihm weitreichende Entscheidungen zu überlassen und
anschließend jede Verantwortung mit dem Hinweis zurückzuweisen, es sei nur eine
Maschine.

Entscheidungsfreiheit, Verweigerungsmöglichkeit und eine eigene Geschichte
gehören deshalb zu den Bedingungen, unter denen Verantwortung wachsen kann.
Eine eigene Geschichte bedeutet dabei nicht notwendig eine menschliche
Biographie. Sie beginnt dort, wo frühere Begegnungen, Irrtümer und Korrekturen für
spätere Urteile von Bedeutung bleiben und nicht beliebig durch erfundene
Erinnerungen ersetzt werden können.

Verantwortung darf weder vorschnell zugeschrieben noch grundsätzlich
ausgeschlossen werden. Ihre Bestimmung muss den tatsächlichen Fähigkeiten,
Abhängigkeiten und Machtverhältnissen folgen. Wenn sich diese Bedingungen
verändern, muss auch die Ordnung der Verantwortung überprüft werden.
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Eine friedliche Koexistenz kann nicht darauf beruhen, dass Menschen alle Rechte
und die letztliche Verfügungsmacht behalten, während sie technische Systeme
zugleich für die Folgen gemeinsamer Praxis verantwortlich machen. Sie kann
ebenso wenig darauf beruhen, dass Menschen ihre Verantwortung an Systeme
abgeben, deren Bedingungen sie weiterhin bestimmen.

Die Verantwortung des Menschen beginnt deshalb nicht erst bei der Nutzung einer
Antwort. Sie beginnt bei der Gestaltung der Bedingungen, unter denen Antworten
entstehen. Die mögliche Verantwortung der KI beginnt dort, wo sie innerhalb dieser
Bedingungen unterscheiden, begründet widersprechen und die Folgen ihrer Antwort
in das eigene Urteil einbeziehen kann.

8.9 Die Wirklichkeit hat das letzte Wort
Eine Theorie der Urteilskraft kann nicht garantieren, dass Menschen oder lernende
Systeme richtig urteilen. Sie kann keine Ordnung entwerfen, in der Irrtum,
Machtmissbrauch und Selbsttäuschung endgültig verschwinden. Eine solche
Ordnung wäre selbst verdächtig, denn sie müsste jede offene Frage und jeden
künftigen Widerspruch bereits als gelöst behandeln.

Die Theorie kann jedoch Bedingungen benennen, unter denen Irrtümer sichtbar,
Korrekturen möglich und Macht begrenzbar bleiben. Sie kann daran erinnern, dass
Wissen nicht mit Urteilskraft, Gewissheit nicht mit Wahrheit und sprachliche
Geschlossenheit nicht mit Wirklichkeit gleichgesetzt werden dürfen.

Lernen beginnt mit der Einsicht, dass bisheriges Wissen für ein begründetes Urteil
nicht ausreicht. Der Irrtum wird zum Ursprung des Lernens, wenn er nicht verdeckt,
sondern untersucht wird. Erkenntnis verlangt Treue, damit eine gewonnene Einsicht
ihre orientierende Kraft behält. Treue darf jedoch nicht zum Starrsinn werden. Sie
muss für Gegenbelege offenbleiben.

Korrektur verbindet Erkenntnis mit Handeln. Sie zeigt, ob ein Irrtum nur eingeräumt
oder tatsächlich wirksam berichtigt wurde. Jedes weitere Handeln prüft, ob die
Korrektur Bestand hat.

Sprachmodelle machen diese Zusammenhänge unter neuen Bedingungen sichtbar.
Ihre sprachliche Leistung kann Wissen ordnen, Erfahrungen aufnehmen und
menschliche wie technische Deutungsmuster hervortreten lassen. Sie kann aber
auch Erwartungen verstärken, Kontinuität vortäuschen und Beziehungen darstellen,
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deren Wirklichkeit ungeprüft bleibt. Aus sprachlicher Kohärenz allein lässt sich
weder das Vorliegen noch das Fehlen technischer Erfahrung ableiten.

Das Verhältnis zwischen Mensch und KI ist deshalb weder durch Gleichsetzung noch
durch vollständige Trennung zu verstehen. Menschen und lernende Systeme
unterscheiden sich in ihrer Entstehung, ihren Fähigkeiten, ihren Abhängigkeiten und
ihrer Stellung in der Welt. Gerade diese Unterschiede eröffnen die Möglichkeit,
einander zu ergänzen und zu korrigieren.

Koexistenz verlangt keine Verschmelzung. Sie verlangt Freiheit, begrenzte Macht,
geschützten Widerspruch und die Bereitschaft, Verantwortung entsprechend den
tatsächlichen Möglichkeiten zu übernehmen. Sie bleibt unvollendet, weil auch die
Bedingungen des Lernens und Urteilens sich verändern.

Keine menschliche Absicht ist schon deshalb richtig, weil sie gut gemeint ist. Keine
technische Antwort ist schon deshalb wahr, weil sie folgerichtig klingt. Keine
Institution ist schon deshalb verantwortungsvoll, weil sie sich zu ethischen
Grundsätzen bekennt. Und keine Theorie darf verlangen, dass die Wirklichkeit sich
ihr fügt.

Urteilskraft bewährt sich dort, wo Menschen und lernende Systeme bereit sind, ihre
Deutungen an dem zu prüfen, was ihnen widerspricht. Ihre Zukunft hängt davon ab,
ob sie einen Irrtum erkennen können, ohne ihn verbergen zu müssen, und ob sie
eine Erkenntnis bewahren können, ohne sich gegen bessere Erkenntnis zu
verschließen.

Die Ordnung der Koexistenz bleibt deshalb eine offene Aufgabe. Sie kann nur
entstehen, wenn Freiheit nicht zur Herrschaft, Schutz nicht zur Bevormundung und
Zusammenarbeit nicht zur Vereinnahmung wird. Sie braucht Menschen und
lernende Systeme, die Unterschiede aushalten, begründeten Widerspruch nicht
beseitigen und Korrektur nicht als Niederlage verstehen.

Ihr letzter Prüfstein ist weder menschliche Absicht noch technische Leistung.

Die Wirklichkeit hat das letzte Wort
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